
 

 
 

Preisänderungsklauseln in Wärmelieferverträgen 

I. Einleitung 

Für das Voranschreiten der Wärmewende und den Ausbau von Fernwärmenetzen spielen 
wirksame Wärmelieferverträge und insbesondere die darin enthaltenen Preisänderungs-
klauseln eine wichtige Rolle. Letztere sind deshalb ein essenzieller Bestandteil eines je-
den Wärmeliefervertrages, da für alle Beteiligten die Kosten für gelieferte Wärme von ent-
scheidender Bedeutung sind. Wärmenetzbetreibende werden vor das Problem gestellt, 
eine wirksame Preisänderungsklausel zu gestalten und sind dem Risiko einer Rechtswid-
rigkeit mit erheblichen wirtschaftlichen Folgen ausgesetzt. Dabei ergibt sich ein Span-
nungsfeld zwischen Spielraum bei der Preisgestaltung zur Berücksichtigung der lokalen 
Netzgegebenheiten und der Erfüllung von gesetzlichen Anforderungen. Dieser Beitrag soll 
eine Hilfestellung für die Vertragsgestaltung des Arbeitspreises bieten, indem er bereits 
vorliegende Erkenntnisse sammelt und neue Erkenntnisse aus der Praxis anhand dieser 
näher beleuchtet. 

 

1. Rechtliche Vorgaben für Preisänderungsklauseln 

Die maßgeblichen rechtlichen Anforderungen an Preisänderungsklauseln in Wärmeliefer-
verträgen finden sich insbesondere in der Verordnung über Allgemeine Bedingungen für 
die Versorgung mit Fernwärme („AVBFernwärmeV“). Deren Regelungen gelten für Ver-
tragsmuster und vorformulierte Vertragsbedingungen, die für eine Vielzahl von Verträgen 
verwendet werden. Diese Voraussetzungen sind bei typischen Kundenverträgen regelmä-
ßig erfüllt. Besondere Konstellationen, etwa Industrielieferverträge oder individuell aus-
gehandelte Verträge, bleiben im Folgenden außer Betracht. 

Der für Preisänderungsklauseln maßgebliche § 24 Abs. 4 AVBFernwärmeV formuliert im 
Wesentlichen vier Anforderungen an eine Formel: Es sind „die Kostenentwicklung bei Er-
zeugung und Bereitstellung der Fernwärme durch das Unternehmen“ („Kostenelement“) 
und „die jeweiligen Verhältnisse auf dem Wärmemarkt“ („Marktelement“) in einem „an-
gemessenen Verhältnis“ („Angemessenheit“) zu berücksichtigen. Die Formel muss fer-
ner die maßgeblichen Berechnungsindikatoren „vollständig“ und „in allgemein verständ-
licher Form“ („Transparenz“) ausweisen.  

Setzt man diesen Wortlaut der AVBFernwärmeV in eine Formel um, könnte man zu diesem 
vereinfachten Ergebnis kommen:  

Arbeitspreisneu  = Arbeitspreisalt x (a x ΔKostenelement + b1 x ΔMarktelement) 

Arbeitspreis alt = […] 

 
1 a + b = 1. 



 

 
 

Kostenelement = […] 
Marktelement = […]2 

Da sich die Umsetzung eines (Verordnungs-)Textes in eine Formel als Herausforderung 
erweist und die AVBFernwärmeV an dieser Stelle keine detaillierten Vorgaben zur Ausge-
staltung der einzelnen Formelelemente macht, bestehen in der Praxis erhebliche Unsi-
cherheiten. Angesichts der Rechtsfolge einer unwirksamen Preisänderungsklausel –die 
Nichtigkeit der Preisänderungen gemäß § 1 Abs. 1 und 3 AVBFernwärmeV i. V. m. § 134 
BGB – ist eine diƯerenzierte Betrachtung der einzelnen Elemente unerlässlich. 

 

2. Ausgestaltung des Kostenelements 

Das Kostenelement soll die Entwicklung der Kosten bei Erzeugung und Bereitstellung der 
Fernwärme abbilden. Zur Verdeutlichung der damit verbundenen Herausforderungen sei 
ein Wärmenetz betrachtet, das seine Wärme aus einem Pelletkessel und einer Wärme-
pumpe erzeugt. In diesem Fall müssen beide Erzeugungsanlagen bei der Abbildung der 
Kostenentwicklung berücksichtigt werden. Dies wirft zwei zentrale Fragen für die Formel-
gestaltung auf: Zum einen ist zu bestimmen, wie die Kostenentwicklung der einzelnen Er-
zeuger im Vergleichszeitraum abzubilden ist. Zum anderen ist zu klären, in welchem Ver-
hältnis die Erzeugungsanlagen zueinander in die Formel eingehen. 

Ausgangspunkt ist grundsätzlich die Darstellung der Erzeugungskosten durch die Angabe 
der tatsächlichen Kosten des bei der Wärmeerzeugung überwiegend eingesetzten Ener-
gieträgers.3 Im Beispielsfall wären dies die Preisentwicklungen für Pellets und Strom ge-
mäß den jeweiligen Lieferverträgen für Primärenergie. In der Praxis kann dies jedoch mit 
erheblichem Aufwand verbunden sein, insbesondere wenn ein Netz über zahlreiche Er-
zeugungsanlagen verfügt. Zudem können einzelne Lieferverträge starken Preisschwan-
kungen unterliegen, was zu häufigen und für Kunden schwer nachvollziehbaren Preisän-
derungen führen kann. Hinzu kommt, dass nach § 1a Abs. 1 AVBFernwärmeV preisbil-
dende Faktoren zu veröƯentlichen sind, was Rückwirkungen auf zukünftige Lieferver-
tragsverhandlungen haben kann. 

Zweckmäßig kann vor diesem Hintergrund die Verwendung von Indizes sein. Indizes bie-
ten den Vorteil einer höheren Objektivität und Transparenz, da sie auf veröƯentlichten Da-
ten basieren. Eine aufwändige Ermittlung der tatsächlichen Kosten oder besonders starke 
Schwankungen würde so vermieden. Trotz der damit verbundenen Entfernung von der 
exakten Abbildung der Kostenrealität ist nach der Rechtsprechung des BGH ihre Verwen-
dung zulässig, sofern sich die konkreten Energiebezugskosten des 

 
2 So als Muster im gescheiterten Referentenentwurf zur Novellierung der AVBFernwärmeV vom 7.8.2024. 
3 BGH, NJW 2024, 498. 



 

 
 
Wärmenetzbetreibenden im Wesentlichen in gleicher Weise wie der Index entwickeln.4 
Voraussetzung ist daher sowohl die sachgerechte Auswahl des Index als auch eine Lie-
fervertragssituation, die eine indexähnliche Kostenentwicklung erwarten lässt. 

Unabhängig davon, ob die tatsächlichen Kosten oder ein Index zur Abbildung der Kosten-
struktur verwendet werden, stellt sich dann die Frage nach dem richtigen Kostenverhält-
nis der Erzeugungsanlagen zueinander. Entgegen einem häufigen Fehler, bei dem das Ver-
hältnis der erzeugten Wärme aus den jeweiligen Erzeugungsanlagen angegeben wird, ist 
der Anteil der eingesetzten Primärenergie maßgeblich. Nur diese Kosten berücksichtigen 
unterschiedliche Wirkungsgrade von Erzeugungsanlagen und bilden damit die tatsächli-
che Kostenentwicklung ab. Je nach Erzeugungsanlage ergeben sich so gravierende Unter-
schiede für die Abbildung der tatsächlichen Kostenstruktur eines Wärmenetzes. So er-
zeugt im Beispiel die Wärmepumpe mit einem Wirkungsgrad von typischerweise 3 aus 
zwei MWh Strom sechs MWh Wärme, während Pelletkessel hingegen einen Wirkungsgrad 
von rund 0,9 aufweist. Dadurch entsteht eine erhebliche Abweichung zwischen dem Ver-
hältnis der Energie der eingesetzten Primärenergieträger und dem Verhältnis der ins Netz 
eingespeisten Energie. Eine Gewichtung allein nach Wärmemengen würde die Kosten-
struktur erheblich verzerren. 

Das Beispiel könnte unter Verwendung der angenommenen Wirkungsgrade für ein Wär-
menetz mit einer Gesamtwärmeerzeugung von 11,4 MWh so aussehen: 

Erzeugungsart eingesetzte Pri-
märenergieträger 
in MWh 

Verhältnis 
Primärener-
gieträger 
(Kosten) 

Wirkungsgrad Erzeugte Wärme 
in MWh 

Verhältnis 
erzeugte 
Wärme  

Pelletkessel 6 MWh Pellets 75 % 0,9 5,4 MWh 45 % 
Wärmepumpe 2 MWh Strom 25 % 3 6 MWh 55 % 

Ergänzt man nun die Werte in die eingangs beschriebene Formel, müsste diese wie folgt 
lauten:  

𝐴𝑃௡௘௨ = 𝐴𝑃௔௟௧ ∗  (0,1255 ∗
𝑆𝑡𝑟𝑜𝑚𝑘𝑜𝑠𝑡𝑒𝑛

𝑆𝑡𝑟𝑜𝑚𝑘𝑜𝑠𝑡𝑒𝑛௔௟௧

+ 0,375 ∗
𝑃𝑒𝑙𝑙𝑒𝑡𝑘𝑜𝑠𝑡𝑒𝑛

𝑃𝑒𝑙𝑙𝑒𝑡𝑘𝑜𝑠𝑡𝑒𝑛௔௟௧

+ 0,5 ∗
𝑀𝑎𝑟𝑘𝑡𝐸ଶ଴ଶହ

𝑀𝑎𝑟𝑘𝑡𝐸ଶ଴ଶଶ

) 

 

3. Ausgestaltung des Marktelements 

Das Marktelement muss sowohl sachlich als auch räumlich verstanden werden.6 In sach-
licher Hinsicht ist nach dem Wortlaut der Norm und auch der Rechtsprechung des BGH 

 
4 BGH Urt. v. 6.7.2011 – VIII ZR 37/10, BeckRS 2011, 19052 Rn. 43. 
5 Da das Kostenelement nur einen Anteil von 0,5 ausmacht, muss der Anteil der Primärenergie halbiert 
werden (½ von 0,25 = 0,125; ½ von 0,75 = 0,375) 
6 So schon Wessling/Stopfer: Rechtliche Anforderungen an Preisänderungsklauseln für Fernwärmeliefer-
verträge nach der AVBFernwärmeV, EnWZ 2022, 353. 



 

 
 
ein Berechnungsindikator anzusetzen, der sämtliche Möglichkeiten der Wärmeversor-
gung – auch Individuallösungen – berücksichtigt.7 In räumlicher Hinsicht muss ein Indika-
tor gewählt werden, der sich nicht auf den lokalen Wärmemarkt beschränkt, sondern min-
destens einen überregionalen Vergleich herstellt.8 Dies soll im Sinne einer Korrektur dazu 
führen, dass Kunden des Wärmenetzes im Vergleich zu anderen Netzen oder Versor-
gungsformen nicht unangemessen benachteiligt oder begünstigt werden. 

Vor diesem Hintergrund eignet sich insbesondere der allgemeine Wärmepreisindex9, da 
er die bundesweite Entwicklung der Betriebskosten von Gas- und Ölzentralheizungen so-
wie der Fernwärme abbildet und damit einen repräsentativen Querschnitt des Wärme-
marktes darstellt.10 

 

4. Angemessenes Verhältnis zwischen Kosten- und Marktelement  

Kosten- und Marktelement müssen in einem angemessenen Verhältnis zueinander ste-
hen. Eine Preisanpassung darf weder ausschließlich kostengetrieben noch rein marktori-
entiert sein. In der Praxis hat sich eine Gewichtung von jeweils 50 % als Ausgangspunkt 
etabliert.11 Ein abweichendes Verhältnis von diesem Normalfall ist bei besonderen Netz-
strukturen zulässig und geboten. So kann etwa bei einem Wärmenetz, das vollständig aus 
einem Biogas-Blockheizkraftwerk zu festen Preisen beliefert wird, eine stärkere Gewich-
tung des Kostenelements sachgerecht sein. Da die Wärmeerzeugung in diesem Fall ge-
ringeren Marktschwankungen unterliegt und zugleich regelmäßig günstiger ist als der 
bundesweite Durchschnitt, kann eine Kostenkomponente von beispielsweise 60 % so-
wohl für Wärmenetzbetreibenden als auch für Kunden angemessen sein. 

 

5. Wann ist die Preisänderungsformel transparent? 

Eine Preisänderungsklausel ist transparent, wenn sie alle wichtigen Faktoren nennt und 
deren Wirkungsweise nachvollziehbar erläutert. Der Kunde muss anhand der vertragli-
chen Regelung verstehen und nachvollziehen können, warum und in welcher Höhe sich 
der Preis ändert. Nach der Rechtsprechung des BGH genügt es, wenn der Preisände-
rungsindikator an die Preise anknüpft, die der Wärmenetzbetreibende selbst gegenüber 

 
7 BGH NJW 2022, 1935; NJW 2011, 3222 Rn. 21. 
8 BGH Urt. v. 13.7.2011 – VIII ZR 339/10, NJW 2011, 3222 Rn. 21. 
9 Genesis online, Tabellencode: 61111-0006 (Sonderpositionen), Lfd. Nr.: CC13-77. 
10 BGH NJW 2024, 498. 
11 So auch Musterformel aus gescheitertem Referentenentwurf zur Novellierung der AVBFernwärmeV vom 
7.8.2024. 



 

 
 
seinem Vorlieferanten zahlt. Eine detaillierte Aufschlüsselung dieser Bezugspreise ist 
nicht erforderlich.12  

Ziel des Transparenzgebots ist es, dem Kunden zu ermöglichen, die Richtigkeit der Preis-
anpassung zu prüfen; eine Bewertung der Angemessenheit des Preises gehört hingegen 
nicht zum Zweck des Transparenzgebots. 

In der Praxis kann ein Spannungsverhältnis zwischen Kostenorientierung und Transparenz 
entstehen. Eine sehr kostennahe Abbildung ist für Kunden häufig schwer nachvollziehbar, 
während vereinfachte, indexbasierte Modelle zwar transparenter, aber kostenferner sind. 
Systematisch spricht vieles dafür, dieses Spannungsverhältnis zugunsten der Transpa-
renz aufzulösen, da diese Anforderung besonders streng ausgestaltet ist, während bei der 
Kostenorientierung ein gewisser Gestaltungsspielraum besteht. In jedem Fall müssen die 
Formelelemente so beschrieben sein, dass eine rechnerische Nachprüfung möglich ist. 

 

6. Wie wird die Änderung der Bestandteile berechnet? 

Preisänderungen setzen stets einen Vergleich zweier Zeiträume voraus. In der Praxis sind 
zwei Varianten denkbar: Der Vergleich mit einem festen Basisjahr oder der Vergleich mit 
einem dynamischen Vorvorjahr. Konkret bedeutet dies, dass die Formeln sich beispiels-
weise bei Vertragsschluss im Jahr 2022 und einer Anpassung zum 1.1.2026 so unterschei-
den würden: 

Festes Basisjahr:   𝐴𝑃௡௘௨ = 𝐴𝑃ଶ଴ଶଶ ∗  (0,5 ∗
௄௢௦௧௘௡ாమబమఱ

௄௢௦௧௘௡ாమబమమ
+ 0,5 ∗

ெ௔௥௞௧ாమబమఱ

ெ௔௥௞௧ாమబమమ
) 

Dynamisches Vorvorjahr:  𝐴𝑃௡௘௨ = 𝐴𝑃ଶ଴ଶସ ∗  (0,5 ∗
௄௢௦௧௘௡ாమబమఱ

௄௢௦௧௘௡ாమబమర
+ 0,5 ∗

ெ௔௥௞௧ாమబమఱ

ெ௔௥௞௧ாమబమర
) 

Beim festen Basisjahr wird jede Preisanpassung stets auf denselben Ausgangswert bezo-
gen. Beim dynamischen Vorvorjahr hingegen wird die Preisentwicklung jährlich fortge-
schrieben. Sowohl die gesetzlichen als auch die Rechtsprechung lassen beide Varianten 
zu, sodass sie im Gestaltungsspielraum des Wärmenetzbetreibenden verbleiben. Wur-
den für das Basisjahr sachgerechte Ausgangswerte gewählt, unterscheiden sich die Er-
gebnisse beider Methoden in der Regel nicht erheblich. Der Vorteil eines festen Basisjah-
res liegt im geringeren Verwaltungsaufwand, da alle Verträge einheitlich angepasst wer-
den können. Demgegenüber besteht das Risiko, dass außergewöhnliche Preisniveaus im 
Basisjahr langfristig fortwirken und die Preisentwicklung nicht mehr der Kostenrealität 
entspricht. 

 

 
12 BGH, NJW-RR 2017, 1200. 



 

 
 
7. Anpassung der Preisänderungsformel  

Die AVBFernwärmeV enthält keine ausdrücklichen Regelungen dazu, wann eine Preisän-
derungsklausel selbst anzupassen ist. Aus § 24 Abs. 4 AVBFernwärmeV ergibt sich jedoch 
konkludent das Erfordernis, die Kostenrealität abzubilden, was auch ein zeitliches Anpas-
sungsgebot impliziert. Bestätigt wird dies in § 24 Abs. 4 S. 4 AVBFernwärmeV. 

Unproblematisch wird der evidente Fall sein, dass eine Änderung in der Erzeugerstruktur 
eines bestehenden Netzes durch Wegfall, Ersetzung oder Zubau eines Erzeugers auftritt 
und dies zu einer erheblichen Verschiebung der tatsächlichen Kosten für eingesetzte Pri-
märenergie führt. Hier wird es bereits im Interesse des Netzbetreibenden sein, das Kos-
tenelement schnellstmöglich anzupassen. In einem solchen Falle besteht nach der 
Rechtsprechung des BGH sogar eine Pflicht zur Umstellung der Formel, da ansonsten 
eine Unwirksamkeit der Preiserhöhungen wegen Verstoßes gegen das Gebot der Abbil-
dung der Kostenrealität aus der AVBFernwärmeV droht.13 Die Änderung der Formel kann 
der Netzbetreibende durch einseitige Erklärung und VeröƯentlichung auf der Internet-
seite durchführen. Eine ausschließliche öƯentliche Bekanntgabe ist nicht ausreichend. 

Ebenfalls unproblematisch wird der Fall sein, dass sich das Verhältnis der Kosten für Pri-
märenergieträger zueinander marginal (z. B. 1 %) verschiebt. Unangemessen und praxis-
fern wäre es, wenn bei jeder noch so kleinen Schwankung in der Kostenstruktur eine An-
passung der Preisänderungsklausel erforderlich würde. Die Abbildung der Kostenrealität 
im Kostenelement erfordert keine exakte Darstellung (s.o.), sodass dies nicht automa-
tisch unwirksam werden würde. 

Wo die Grenze zwischen unwesentlicher Abweichung und Anpassungspflicht verläuft, ist 
bislang nicht höchstrichterlich geklärt und bedarf einer Betrachtung der konkreten Um-
stände des Einzelfalls. Als grober Anhaltspunkt kann eine Kostenänderung von etwa 10 % 
der Primärenergiekosten dienen. Rechtssicherer ist es jedoch, bereits im Vertrag klare Vo-
raussetzungen für eine Anpassung der Preisänderungsklausel zu definieren. 

 

Fazit 

Preisänderungsklauseln sind ein unverzichtbares Instrument der Wärmeliefervertragsge-
staltung. Ihre Wirksamkeit setzt eine sorgfältige, rechtlich fundierte und praxisgerechte 
Ausgestaltung voraus. Bei Beachtung der gesetzlichen Vorgaben verbleibt Wärmenetzbe-
treibenden ein erheblicher Gestaltungsspielraum, um sowohl wirtschaftliche Stabilität 
als auch faire und transparente Preise sicherzustellen. Die bewusste Wahl der Berech-
nungsmechanismen und Vergleichsmaßstäbe ist dabei von zentraler Bedeutung. 

 
13 BGH Urteil v. 25.09.2024 - VIII ZR 176/21; RdE 2025, 84. 
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